
Gesetz der Arbeit
zur Förderung und Pflege der Arbeitskräfte, zur Steige­
rung der Arbeitsproduktivität und zur weiteren Verbes­
serung der materiellen und kulturellen Lage der Arbei­

ter und Angestellten
Vom........................... 1950

- In der Deutschen Demokratischen Republik sind nach 
dem Zusammenbruch des Nazi-Regimes grundlegende 
sozial-ökonomische Veränderungen vor sich gegangen. 
Die Herrschaft der Monopole und Großgrundbesitzer 
wurde beseitigt und eine neue demokratische Ordnung 
geschaffen. Die Betriebe der Nazi- und Kriegsverbre­
cher wurden Volkseigentum. Die Staatsmacht und die 
Schlüsselpositionen in der Wirtschaft befinden sich in 
den Händen des werktätigen Volkes. Damit sind die 
Voraussetzungen geschaffen für einen aktiven Anteil 
der Millionen Arbeiter, Bauern und der Intelligenz am 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben. Auf der 
Grundlage dieser historischen Veränderungen erfolgt 
der Aufbau unserer Friedenswirtschaft nach einheitli­
chen Volkswirtschaftsplänen.

Die Erfüllung und Übererfüllung der Wirtschaftspläne 
durch die gemeinsame Arbeit der Arbeiter, Angestellten, 
Betriebsleiter, Techniker, Ingenieure und Wissenschaftler 
hat die Voraussetzung für eine ständige Verbesserung 
der Lebenslage der Werktätigen in der Deutschen De­
mokratischen Republik geschaffen. In den volkseigenen 
Betrieben ist ein neues Verhältnis der Werktätigen zur 
Arbeit entstanden. Aus ihm entwickelt sich die Aktivi­
sten- und Wettbewerbsbewegung zu einer neuen gesell­
schaftlichen Kraft. Die Einheit der Arbeiterklasse, die 
Zusammenarbeit aller demokratischen Parteien und Or­
ganisationen und die großzügige politische und mate­
rielle Hilfe der Sowjet-Union bilden die Grundlage für 
diese Entwicklung.

Im Gegensatz zu der Entwicklung in der Deutschen 
Demokratischen Republik wurde in Westdeutschland 
unter der Herrschaft der anglo-amerikanischen Imperia­
listen die Macht der Monopole und Junker aufrechter­
halten. Die Wirtschaft steht vor einer Krise. Die Er­
werbslosigkeit, Ausbeutung ur.d Verelendung der Werk­
tätigen wächst.

Die große Initiative breiter Arbeitermassen, insbeson­
dere der Aktivisten, bei der Entfaltung der Wettbewerbe 
zur Steigerung der Produktion, der Verbesserung der 
Qualität, der Senkung der Selbstkosten und der Erhö­
hung der technisch begründeten Arbeitsnormen in den 
volkseigenen Betrieben ist der Weg zu einer ständigen 
Steigerung der Arbeitsproduktivität. Die Deutsche De­
mokratische Republik sieht es als ihre Pflicht an, diese 
Masseninitiative mit allen Mitteln zu fördern und den 
Arbeitern und Angestellten die Erfolge ihrer Arbeit zu 
sichern.

Zur weiteren Festigung des Einflusses der Arbeiter­
schaft am Aufbau der Deutschen Demokratischen Re­
publik, der Erhöhung der Arbeitsproduktivität als der 
Grundbedingung für die erfolgreiche Entwicklung der 
Volkswirtschaft und damit der Erhöhung des materiel­
len Wohlstandes der Bevölkerung sowie zur Verbesse­
rung des Arbeitsschutzes und der Gesundheit der Arbei­
ter und Angestellten beschließt die Provisorische Volks­
kammer der Deutschen Demokratischen Republik dieses 
Gesetz:

I.

Das Recht auf Arbeit

§ 1
(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Repu­

blik hat das Recht auf Arbeit. Es muß ihm ein seinen 
Fähigkeiten entsprechender und zumutbarer Arbeits­
platz nachgewiesen werden.

(2) Das Ministerium für Planung ist verpflichtet, in 
Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Arbeit und 
Gesundheitswesen und den Fachministerien jährlich im 
Rahmen des Volkswirtschaftsplanes einen Arbeitskräfte­
plan aufzustellen.

(3) Der Facharbeiternachwuchs wird jährlich durch den 
zu erstellenden Nachwuchsplan geregelt.

(4) Die staatlichen Organe sind verpflichtet, die er­
forderlichen Bedingungen zu schaffen, die es den Frauen

ermöglichen, in größerem Maße von ihrem Recht auf 
Arbeit in allen Zweigen der Volkswirtschaft Gebrauch 
zu machen.

§ 2
Unbeschadet des Anspruchs der erwerbstätigen Män­

ner und Frauen auf Altersrente ist ihnen nach freiem 
Ermessen die Fortführung ihrer Berufstätigkeit gemäß 
ihren körperlichen und geistigen Fähigkeiten zu sichern. 
Die reichen Erfahrungen langer Berufstätigkeit verset­
zen sie in die Lage, Anregungen für alle zum Wohl 
aller zu geben.

§ 3
Allen Arbeitenden ist unabhängig vom Geschlecht 

und Alter für gleiche Arbeit gleicher Lohn zu zahlen.

II.

Das Mitbestimmungsrecht der Arbeiter und Angestellten

§ 4
(1) In unseres neuen demokratischen Ordnung, in 

der die Schlüsselbetriebe dem Volke gehören, wird das 
Mitbestimmungsrecht der Arbeiter und Angestellten, als 
die entscheidende Kraft im Staate, in der Führung der 
Wirtschaft durch die demokratischen staatlichen Organe 
verwirklicht.

(2) Die Freien Deutschen Gewerkschaften sind in den 
Betrieben und Verwaltungen die gesetzlichen Vertreter 
der Arbeiter und Angestellten zum Schutz ihrer Arbeits­
rechte und Interessen in der Produktion, auf dem Ge­
biete des Arbeitsschutzes, der Einhaltung der im Gesetz 
festgelegten Arbeitsbedingungen und des Lohnes.

§ 5
Alle Organe der Regierung der Deutschen Demokra­

tischen Republik und der Länderregierungen, der Ver­
waltungen und der volkseigenen Wirtschaft sind ver­
pflichtet, die engste Zusammenarbeit mit den zuständi­
gen Organen des Freien Deutschen Gewerkschaftsbun­
des und seiner Gewerkschaften herzustellen.

§ 6
Die Betriebsgewerkschaftsleitung ist die Vertretung 

der Arbeiter und Angestellten im Betrieb. Mitglieder 
der Betriebsgewerkschaftsleitung dürfen durch die Aus­
übung des Mitbestimmungsrechtes und ihrer gewerk­
schaftlichen Tätigkeit keinen Nachteilen ausgesetzt sein. 
Auf der Grundlage der Beschlüsse des Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbundes und der Gewerkschaften nimmt 
die Betriebsgewerkschaftsleitung teil an der Arbeit der 
öffentlichen Organe der Volkskontrolle, indem sie auf 
die Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften im Betrieb 
achtet.

§ 7
(1) In den volkseigenen Betrieben werden die gegen­

seitigen Verpflichtungen der Belegschaft und der Werks­
leitung, die sich aus dem VEB-Plan ergeben, jährlich im 
Betriebsvertrag niedergelegt.

(2) Die Betriebsgewerkschaftsleitung in den volks­
eigenen Betrieben wirkt bei der richtigen Verteilung 
und Ausnutzung des Direktorenfonds mit.

(3) Die Arbeiter und Angestellten der volkseigenen 
Betriebe üben ihr Mitbestimmungsrecht bei der Erörte­
rung der VEB-Pläne auf den Belegschaftsversammlun­
gen und in den Produktionsberatungen ausj sie machen 
entsprechende Vorschläge, die der Entwicklung der 
Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik 
dienen.

§ 8
Die Direktionen der volkseigenen Betriebe tragen 

die volle Verantwortung für die Erfüllung des Produk­
tionsplanes, für die Einhaltung der gesetzlichen Bestim­
mungen über Arbeit, Lohn und Arbeitsschutz.

§ 9
Die privaten Industrie-, Landwirtschafts-, Handels­

und Verkehrsbetriebe sind verpflichtet, mit der Betriebs­
gewerkschaftsleitung Betriebsvereinbarungen, in denen 
die Durchführung des Mitbestimmungsrechtes geregelt 
wird, abzuschließen und der Betriebsgewerkschaftslei­
tung über die Fragen der Produktion und der Geschäfts­
führung Auskunft zu geben.
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